- Gefe8- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— N. 37.— 


(Fr. 6383.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Pr. Friedlaͤnder Kreiſes im Betrage von 30,000 Thalern. Vom 13. Juni 
1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Pr. Friedlaͤnder Kreiſes auf dem 
Kreistage vom 28. Maͤrz 1866. beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten, außer den durch die Privilegien vom 
7. Oktober 1864. (Geſetz⸗Samml. pro 1864. S. 657. ff.) und vom 8. Mai 
1865. (Geſetz⸗Samml. pro 1865. S. 634. ff.) genehmigten Anleihen von reſp. 
120,000 Thalern und 30,000 Thalern, annoch erforderlichen Geldmittel im Wege 
einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten = 
Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons = 
verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen 5 
Betrage von 30,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in 
Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 30,000 Thalern, in Buchſtaben: dreißig Tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 


15,000 Thaler à 1000 Thaler, 


10,000 „ 300 5 
4000 „ 4 100 = 
1000 0 z 


= 30,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
. Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem 
Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld- 
verſchreibungen zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Juli 1866. 
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\ Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obli⸗ 
gationen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Gefeß- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Juni 1866. 


J. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Obligation 
des Kreiſes Pr. Friedland 


Bill. Me 
III. Serie a 
uber Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterem beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


28. März 1866. und des Allerhoͤchſten Privilegiums vom .. eee nun 
wegen Aufnahme einer Schuld von 30,000 Thaler bekennt ſich die ſtaͤndiſche 
Kommiſſion des Kreiſes Pr. Friedland Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr 
jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer 
Darlehnsſchuld von Thalern, in Buchſtaben: von Thalern Preußiſch 
Kurant, nach dem geſetzlich beſtehenden Muͤnzfuße, welcher Betrag an den Kreis 
baar gezahlt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 30,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1868. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des Kapitals jaͤhrlich, unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des ene 

ie 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 

das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftärfen, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich befannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen 
Staatsanzeiger, dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Königsberg und 
dem Friedlaͤnder Kreisblatte. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, vom Jahre 
18.. ab gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinkupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Domnau, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 
tale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit an gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts - Ordnung 
Theil I. Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bartenſtein. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 


5 meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 


gezahlt werden. 
i Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 18 .. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. N 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Domnau gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen a 
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kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. N 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. a 


Domnau, den. : ne 18. 
(Stempel.) 


Die ſtändiſche Kommiſſton des Pr. Friedländer Kreiſes. 


Anmerkung: Die Unterſchriften ſind eigenhaͤndig zu unterzeichnen. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Erſter cis...) Zins⸗Kupon 
“ zu der 
Kreis⸗Obligation des Pr. Friedländer Kreiſes 
Akt?! S a 
III. Serie g 
o Thaler zu fünf Prozent Zinſen über ....... Thaler 
ee Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
ä und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr v oem bis mit (in Buchſtaben) 
. Thalern ..... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Domnau. 

denn 8 18. 

N i (Stempel.) 
Die ſtändiſche Kommiſſion des Pr. Friedländer Kreiſes. 

; (Namen.) 


Dieſer Zinskupon ift, unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit an 
gerechnet, erhoben wird. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit 
Lettern oder Fakſimile⸗Stempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zinskupon 
mit der eigenhaͤndigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 


werden. 
Pro⸗ 


— 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Talon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Pr. Friedländer Kreiſes 
III. Serie. | 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Pr. Friedlaͤnder Kreiſes 


Littr 8% . über Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 


die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Domnau, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten 
Inhabers der Obligation kein Widerſpruch ergangen iſt. 


Domnau, dnn. 18. 
8 (Stempel.) 
Die ſtändiſche Kommiſſion des Pr. Friedländer Kreiſes. 


Anmerkung: 1) Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit 
Lettern oder Fakſimile-Stempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon 
mit der eigenhaͤndigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 
werden. 


2) Der Talon iſt zum Unterſchiede auf der ganzen Blattſeite unter den 
beiden letzten Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nachſtehender 
Art abzudrucken: 


ger Zins Kupon. | 10ter Zins -Kupon. 
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(Nr. 6384.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Juni 1866., betreffend die Anwendung des Re⸗ 
glements fuͤr den zur Unterſtuͤtzung der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen 
der Rheinprovinz gebildeten Fonds vom 1. März 1865. (Geſetz-Samml. 
S. 133. ff.) auch auf die evangeliſchen Geiſtlichen in den Hohenzollernſchen 
Landen. N 


Alf den von Ihnen im Einverſtaͤndniß mit dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchen⸗ 
rath erſtatteten Bericht vom 21. d. M. genehmige Ich hierdurch, daß das durch 
Meinen Erlaß vom 6. März v. J. (Geſetz⸗Samml. S. 132. ff.) genehmigte 
Reglement fuͤr den zur Unterſtuͤtzung der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen 
der Rheinprovinz gebildeten Fonds vom 1. Maͤrz v. J. auch auf die evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen in den Hohenzollernſchen Landen in Anwendung komme. 


Gegenwaͤrtiger Erlaß iſt in die Geſetz-Sammlung aufzunehmen. 
Berlin, den 23. Juni 1866, 


Wilhelm. 


v. Muͤhler. 


An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 5 


(Nr, 6385.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie für das Anlagekapital 
einer Eiſenbahn von Trier durch die Eifel nach Call. Vom 7. Juli 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


N mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 


H. 1. 


Der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird Behufs Uebernahme des 
Baues und Betriebes einer Eiſenbahn von Trier durch die Eifel nach Call die 
Garantie des Staates für einen jährlichen Reinertrag von vier Prozent des 
in dieſem Unternehmen anzulegenden Kapitals bis auf Hoͤhe von eilf Millionen 

g . nach naͤherer Maaßgabe des beigedruckten, unter dem 10. April 1 
mi 


mit der Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages 
hiermit bewilligt. : 


§. 2. 


Unſer Finanzminiſter und Unſer Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 
oͤffentliche Arbeiten ſind mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Haupt⸗Quartier Pardubitz, den 7. Juli 1866. 
(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


wiſchen dem Koͤniglichen Eiſenbahnkommiſſariate zu Coͤln, ermaͤchtigt durch 
Reſkript des Herrn Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
vom 6. April 1866., II. 3254., einerſeits, und der Direktion der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft in Coͤln, andererſeits, iſt unter Vorbehalt der landesherrlichen 
Genehmigung und unter Vorbehalt der Genehmigung der Generalverſammlung 
der tale der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag verabredet 
worden. 


H. 1. 


Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, den Bau und Be⸗ 
trieb einer Zweigbahn von Call reſp. Soͤtenich nach Trier im Anſchluſſe in 
Call oder Soͤtenich an die gleichfalls von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
herzuſtellende Bahn von Call uͤber Euskirchen nach Duͤren und von Euskirchen 
nach Bruͤhl oder Sechtem, ſowie im Anſchluſſe in Trier an die Koͤnigliche 


Saarbruͤcken⸗Trier⸗Luxemburger Staatsbahn unter den folgenden näheren Be⸗ 


ſtimmungen als einen integrirenden Theil des Unternehmens der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft zu uͤbernehmen. 


H. 2. 

Dem Bau werden im Weſentlichen die im Auftrage der Staatsregierung 
ausgearbeiteten generellen Bauprojekte zu Grunde gelegt. Die Beſtimmung 
des Anſchlußpunktes der Call-Trierer Bahn bei Call oder Soͤtenich an die 
(Ar, 6885.) Call⸗ 


au 


Call» Euskirchen Dürener, reſp. Euskirchen- Cölner Bahn, ſowie die nähere 
Beſtimmung der Richtungslinie zwiſchen Call reſp. Soͤtenich und Trier, bleibt 
dem Koͤniglichen Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
vorbehalten. Der Genehmigung und Feſtſtellung deſſelben unterliegen auch die 
ſpeziellen Bauprojekte und Koſtenanſchlaͤge, ſowie jede Abweichung von dem feſt⸗ 
geſtellten Bauplane bei der Ausfuͤhrung. Die Anſtellung des den Bau leitenden 
Technikers bedarf derſelben Genehmigung. Die Bahn ſoll vorlaͤufig nur mit Einem 
Geleiſe ausgefuͤhrt, das zweite Geleiſe aber nach vorher eingeholter Zuſtimmung 
der Staatsregierung hergeſtellt werden, inſoweit und ſobald die Rheiniſche 
Eiſenbahngeſellſchaft ſolches fuͤr nothwendig erachtet. Auch dem Staate ſteht 
das Recht zu, die Herſtellung des zweiten Geleiſes zu verlangen, wenn er es 
fuͤr ein Beduͤrfniß erkennt. 

Der Grund und Boden iſt von vornherein fuͤr ein Planum mit Doppel⸗ 
geleiſe zu erwerben, auch ſind die Bruͤcken und Durchlaͤſſe wenigſtens in den 
Fundirungen, ſowie die Tunnels gleich fuͤr zwei Geleiſe herzuſtellen. 

Von Seiten der Koͤniglichen Staatsregierung werden der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft alle vorhandenen Vorarbeiten, Nivellements, Bauplaͤne 
und Anſchlaͤge zu der Zweigbahn Call⸗Trier oder Soͤtenich-Trier gegen Er⸗ 
ſtattung der ausgelegten Koſten uͤberlaſſen. 

Die der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft nach Maaßgabe des Statut⸗ 
Nachtrages vom 5. Maͤrz 1856. obliegende Verpflichtung zur Ausfuͤhrung 
einer Bahn von Duͤren nach Schleiden findet durch die Herſtellung der oben 
gedachten Bahn von Duͤren nach Call reſp. Soͤtenich ihre Erledigung und 
wird die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft von der Verlaͤngerung der Bahn von 
Call bis Schleiden entbunden. 


S. 35 

Nach Ertheilung der landesherrlichen Konzeſſion für die Zweigbahn Call. 
reſp. Soͤtenich⸗Trier muß mit der Fertigſtellung der ſpeziellen Bauplaͤne und 
Anſchlaͤge fuͤr dieſe Zweigbahn ohne Verzug vorgeſchritten werden. Nach 
Vollendung und Genehmigung derſelben durch das Koͤnigliche Miniſterium fuͤr 
Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten ſoll, ſobald das Terrain disponibel 
geſtellt iſt, ſofort mit dem Bau begonnen und derſelbe ununterbrochen fortgeſetzt 
werden (ofr. H. 7.). 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, den Bau der Bahnen 
von Duͤren uͤber Euskirchen nach Call und von Sechtem reſp. Bruͤhl nach 
Euskirchen ſo zu foͤrdern, daß dieſe Strecken laͤngſtens gleichzeitig mit der 
aden der Zweigbahn Gall = Trier fertig geſtellt und in Betrieb geſetzt 
werden. 


. 4. 


Die Koͤnigliche Staatsregierung wird fortgeſetzt ihre Vermittelung zu 
dem Zwecke eintreten laſſen, daß der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft der zum 
Planum der Call-Trierer Bahn und der Bruͤhl- reſp. See 

ahn 


ee 


Bahn, ſowie der zur Anlegung der Bahnhöfe erforderliche Grund und Boden 
nach Maaßgabe der von dem Koͤniglichen Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten genehmigten Baupläne von Seiten der betheiligten 
Gemeinden und Korporationen unentgeltlich uͤberwieſen wird. 

Die unentgeltliche Ueberweiſung des erforderlichen Grund und Bodens 
von Seiten der Intereſſenten, der Gemeinden und Kreiſe des Bahngebiets Call⸗ 
Trier iſt ſowohl von Seiten der Staatsregierung, wie von Seiten der Rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahngeſellſchaft die Vorausſetzung, durch welche die Inangriffnahme 
der Bahn von Call nach Trier bedingt ſein ſoll. 


H. 5. 


Die im H. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838. bezeichnete Ver⸗ 
pflichtung zur unentgeltlichen Beförderung von Poſtſachen und Poſtwagen 
begreift zugleich die unentgeltliche Mitbefoͤrderung der begleitenden Poſtkonduk⸗ 
teure und des expedirenden Poſtperſonals in jenen Wagen in ſich. 

Die Geſellſchaft geſtattet der Staats⸗Telegraphenverwaltung die Anlage 
eines elektro-magnetiſchen Staatstelegraphen auf der Zweigbahn Call⸗Trier 
unter denſelben Bedingungen, wie ſolche ruͤckſichtlich der Telegraphenlinie zwiſchen 
Coͤln und Bonn vereinbart ſind. Die Geſellſchaft uͤbernimmt ferner die Befoͤr⸗ 
derung von Privat- und Staats⸗Depeſchen mit dem Telegraphen der Zweig⸗ 
bahn auf Grund des Reglements vom 1. Januar 1862. und der etwaigen 
ſpaͤteren Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen deſſelben. 


F. 6. 


Das zum Bau und zur vollſtaͤndigen Ausruͤſtung der Call⸗Trierer Zweig⸗ 
bahn, ſowie das zur Beſchaffung der Transportmittel dieſer Bahn noͤthige Ka⸗ 
pital und der zu deſſen Verzinſung waͤhrend der Bauzeit aufzuwendende Betrag, 
welches den bisherigen Ermittelungen entſprechend im Ganzen auf die Summe 
von eilf Millionen Thaler angenommen iſt, wird durch Ausgabe von Aktien 
Littr. B. der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft beſchafft. 

Die Dividende der auszugebenden Aktien wird mit vier Prozent jaͤhrlich 
vom Staate garantirt und die auszugebenden Dividendenfcheine werden mit dem 
Garantie⸗Kontrolzeichen des Staats verſehen. Die Dividenden ſind halbjaͤhrlich, 
und zwar am 1. April und 1. Oktober, die Superdividenden am 1. Juli an 
der Kaſſe der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie bei den von der Direktion 
derſelben zu bezeichnenden Bankhaͤuſern zahlbar. Den Inhabern der Prioritaͤts⸗ 
Obligationen des uͤbrigen Unternehmens der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
iſt die hier in Rede ſtehende Zweigbahn ſelbſtredend nicht verhaftet. 

Bei der Berechnung und Feſtſtellung des Anlagekapitals werden die aus⸗ 
gegebenen Aktien, ohne Ruͤckſicht auf die bei der Begebung etwa eingetretenen 

Kursvperluſte, zum vollen Nennwerth berechnet. a 
Die Koſten der in Call reſp. Soͤtenich anzulegenden gemeinſchaftlichen 
Station werden zur Halfte a conto des beſtehenden Unternehmens der Rheiniſchen 
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Eiſenbahngeſellſchaft und zur Hälfte a conto der Zweigbahn Call⸗Trier ver- N 
rechnet. 


9 


Die Emiſſion der Aktien wird die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft nach ihrem Ermeſſen ſueceſſive oder auf einmal, jedoch im Ein⸗ 
vernehmen mit der Staatsregierung bewirken. 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, ohne ausdruͤckliche 
Zuſtimmung der Staatsregierung Aktien unter pari zu emittiren reſp. zu begeben, 
auch kann dieſelbe von der Staatsregierung nicht zu einer Emiſſion reſp. Reali⸗ 
ſation unter dem vorangegebenen Kurſe angehalten werden. Sollte die Emiſſion 
der Aktien nicht al pari zu bewirken ſein, ſo iſt die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft 
nicht verpflichtet, den Bau der Zweigbahn Call- Trier mittelſt anderweitig zu 
beſchaffender Mittel in Angriff zu nehmen reſp. fortzuſetzen. 

Der Bau ſoll in Angriff genommen werden, ſobald mindeſtens vier 
Millionen Thaler beſchafft ſein werden. Fuͤr den Fall, daß die Rheiniſche 
Eiſenbahngeſellſchaft wegen ihr nicht gelingender Fluͤſſigmachung der Baumittel 
zu den bedungenen Kurſen mit der Inangriffnahme beziehungsweiſe Fortſetzung 
des Baues Ein Jahr nach der Aufforderung durch das Koͤnigliche Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariat nicht vorgehen ſollte, wird der Staatsregierung das Recht vor⸗ 
behalten, mit Zuſtimmung der Landesvertretung von dieſem Vertrage nach vor⸗ 
gaͤngiger dreimonatlicher Kündigung zuruͤckzutreten. 

5 Macht der Staat von dieſem Rechte Gebrauch, ſo geht das Unternehmen 
der Call⸗Trierer Eiſenbahn, wie es ſteht und liegt, mit Aktiven und Paſſiven 

auf den Staat uͤber, und es werden die dafuͤr ſchon ausgegebenen Aktien durch 

Abſtempelung in vierprozentige Staatsſchuldpapiere umgewandelt. 


F. 8. 
Sobald die Baurechnung fuͤr die Call⸗Trierer Linie abgeſchloſſen iſt, wird 
das Anlagekapital, welches ſich 


1) fuͤr den Bau der Zweigbahn nebſt allem Zubehoͤr, ſowie fuͤr Beſchaffung 
von Transportmitteln nach Maaßgabe der HH. 1. bis 6., 

2) für die Beſtreitung derjenigen Generalkoſten, welche ſich nicht abgeſondert 
verrechnen und direkt aus dem Baufonds verausgaben laſſen, und die 
mit einhalb Prozent der Ausgabe zu 1. der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft zu erſetzen ſind, 

3) fuͤr die Verzinſung des Baukapitals waͤhrend der Bauzeit, ſowie zur 
Deckung etwaiger Kursverluſte 


als nothwendig ergiebt, unter Mitwirkung eines Kommiſſarius des Koͤniglichen 
Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten definitiv feſtgeſtellt. 


§. 9. 


$ 9. 


Der Reinertrag der Call- Trierer Zweigbahn wird dergeſtalt berechnet, 
daß von der geſammten Jahreseinnahme derſelben 


1) die wirklich verausgabten Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Transport⸗ 
koſten nach Maaßgabe der naͤheren Beſtimmungen im H. 16., 


die dem Reſerve- und Erneuerungsfonds zu uͤberweiſenden Betraͤge 
abgezogen werden. 


Die Ruͤcklagen zum Reſerve- und Erneuerungsfonds werden nach einem 
von den Geſellſchaftsvorſtaͤnden aufzuſtellenden, der Genehmigung des Koͤnig⸗ 
lichen Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten unterliegenden 
Regulative berechnet. 


$. 10. 


Fuͤr den Fall, daß der Reinertrag der Zweigbahn Call⸗Trier nicht dazu 
hinreichen ſollte, um das nach Maaßgabe des H. 8. feſtgeſetzte Anlagekapital 
mit vier Prozent zu verzinſen, iſt der Staat verpflichtet, fuͤr eine Bauſumme 
bis zur Höhe von eilf Millionen Thaler den erforderlichen Zuſchuß bis auf 
die Hoͤhe von vier Prozent zu gewaͤhren. 


Der Staat garantirt demnach den Inhabern der gemaͤß HH. 6. und 8. 
kreirten Aktien B. unbedingt einen Zinſengenuß von vier Prozent jaͤhrlich und 
ſtellt die zu dieſer Zinszahlung erforderlichen Gelder zu den Faͤlligkeitsterminen 
der Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf deren Antrag bei der 
Königlichen Regierungs-Hauptkaſſe zu Coͤln zur Dispoſition. Die Rheiniſche 
Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich dagegen, wenn der Staat uͤberhaupt zur 
Verzinſung des Anlagekapitals der Zweigbahn einen Zinſenzuſchuß zu zahlen 
haben ſollte, dem Staate dieſen Zuſchuß bis auf Hoͤhe von einem Viertel 
Prozent des Anlagekapitals zu erſtatten. Die Zinsgarantie des Staates hoͤrt 
auf, nachdem die Zweigbahn zehn Jahre nacheinander einen Reinertrag ergeben 
haben wird, welcher zur erforderlichen Verzinſung des Anlagekapitals mit vier 
Prozent ausreicht. 


H. 11. 


Von demjenigen Theile des jaͤhrlichen nach §. 9. ermittelten Reinertrages 
der Call⸗Trierer Zweigbahn, welcher vier Prozent des nach H. 8. feſtgeſtellten 
Anlagekapitals uͤberſteigt, werden zunaͤchſt: 2 


a) die von der Geſellſchaft etwa zu den Betriebskoſten, von dem Staate 
oder der Geſellſchaft etwa zu den Zinſen des Anlagekapitals geleiſteten 
Ar. 6385.) 62˙* Zu⸗ 


Zuſchüſſe nach Verhaͤltniß der beiderſeits aufgewendeten Summen er⸗ 1 
ſtattet werden; ö 


b) ſodann wird den Aktien Litt. B. Ein Prozent (das fuͤnfte) gewaͤhrt; 


c) wird der weitere Ueberſchuß uͤber fuͤnf Prozent zu einem Drittheile dem 
Staate, zu einem Drittheile den Stammaktien des alten Unternehmens 
und zu einem Drittheile den Aktien Litt. B. zufließen. 


\ 


H. 12. 


Sollte fuͤnf Betriebs⸗Kalenderjahre hintereinander ein Zuſchuß uͤber zwei 
Prozent, oder nach Verlauf der fünf erſten vollen Betriebs- Kalenderjahre in 
Einem Jahre der geſammte Zuſchuß von 33 Prozent zur Verzinſung des An⸗ 
lagekapitals der Zweigbahn Call⸗Trier aus der Staatskaſſe geleiftet werden 
muͤſſen, fo iſt der Staat berechtigt, die Verwaltung und den Betrieb der Zweig: 
bahn zu uͤbernehmen. Im Falle der Geltendmachung dieſer Befugniß iſt der 
Staat keinerlei Beſchraͤnkungen von Seiten der Geſellſchaft unterworfen. Der 
Betrieb wird in dieſem Falle von dem Betriebe des Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Unternehmens gaͤnzlich getrennt. Der Staat wird fuͤr den Betrieb der Zweig⸗ 
bahn eine ganz ſelbſtſtaͤndige getrennte Rechnung fuͤhren und iſt verpflichtet, 
vollſtaͤndige Rechnung zu legen und den aufkommenden Reinertrag reſp. die 
Zuſchuͤſſe, welche nach $. 10. von ihm zu leiſten find, nach eben den Beſtim⸗ 
mungen, welche für die Adminiſtration der Geſellſchaft gelten, den Aktionairen 
Litt. B. zukommen zu laſſen. ; 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft ſoll die Ruͤckgewaͤhr der Verwaltung 
und des Betriebes zu fordern berechtigt ſein, wenn drei Jahre hintereinander 
ein Zinszuſchuß aus der Staatskaſſe nicht weiter erforderlich geweſen iſt. Die 
Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft hat auch wahrend der Staats-Adminiſtration 
der Bahn zu dem etwa erforderlichen Zinſenzuſchuß nach Maaßgabe des H. 10. 
„ jedoch in keinem Falle einen Zuſchuß zu den Betriebskoſten zu 
eiſten. 


H. 13, 


Die Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs⸗ 
Urkunde vom 21. Auguſt 1837., ſowie die damit Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Sta⸗ 
tuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſammt den ſpaͤteren landesherrlich 
genehmigten Abaͤnderungen und Nachtraͤgen dieſer Statuten, namentlich alle 
hiernach und nach dem Geſetze vom 3. November 1838. dem Staate zuſtehenden 
Rechte und Befugniſſe finden auf das Unternehmen der Call-Trierer Zweigbahn 
Anwendung. Auch ſind, inſoweit nicht durch dieſen Vertrag, beziehungsweiſe 
durch einen landeshertlich genehmigten Statutennachtrag ein Anderes feſtgeſetzt 
wird, die Beſtimmungen der Geſellſchaftsſtatuten fuͤr die Verwaltung des neuen 
Unternehmens maaßgebend. Insbeſondere werden auch die Bau⸗ und Betriebs: 

Rechnungen der Zweigbahn Call⸗Trier von dem Adminiſtrationsrathe der Ben 
N niſchen 


niſchen Eiſenbahngeſellſchaft geprüft und endgültig dechargirt. Dem Staate 
ſoll jedoch das Recht zuftehen, dieſelben durch die Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehoͤrde, 
beziehungsweiſe durch einen Kommiſſarius der Staatsregierung pruͤfen zu laſſen. 


4 H. 44. 


Der Fahrplan der Zweigbahn Call- Trier unterliegt der Genehmigung 
reſp. Abaͤnderung des Handelsminiſters; jedoch ſoll, wenn und ſo lange die 
Call⸗Trierer Bahn nicht mehr als vier Prozent des Anlagekapitals abwirft, 
die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft nicht angehalten werden, außer den erforder⸗ 
lichen Guͤterzuͤgen taͤglich mehr als zwei Perſonenzuͤge in jeder Richtung der 
neuen Bahn abzulaſſen. 5 


Die Zuͤge ſollen, ſoweit es irgend thunlich, an die Zuͤge der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft in Call angeſchloſſen werden und ſoll die Rheiniſche Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft nur gehalten fein, beſondere Züge auf der Strecke Call: Coͤln 
fuͤr den Verkehr der neuen Bahn fuͤr den Fall einzulegen, daß ſich eine Ver⸗ 
einigung mit den Intereſſen der Poſtverwaltung oder des Verkehrs der neuen 
Bahn nicht anders erreichen laͤßt. 


So lange der jaͤhrliche Reinertrag der Call⸗Trierer Bahn zur Verzinſung 
des Anlagekapitals mit vier Prozent nicht ausreicht, iſt die Rheiniſche Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zur Einrichtung von Nachtzuͤgen (von 10 Uhr Abends bis 
6 Uhr Morgens) nur in der Art auf Verlangen des Staates verpflichtet, daß 
dann der Staat ſie fuͤr die betreffenden Bekriebsjahre von der Leiſtung von 
Zinszuſchuͤſſen inſoweit entbindet, als etwa durch die auflaufenden Mehrkoſten 
der Nachtzuͤge eine Mehrbelaſtung ihres Stammunternehmens herbeigefuͤhrt 
wird. Als Mehrkoſten der Nachtzuͤge ſollen die durch die Haͤlfte der Ein⸗ 
nahme nicht gedeckten beſonderen Koſten des Nachtdienſtes angeſehen werden. 


$. 15. 


Für die Tarife der Zweigbahn Call⸗Trier find die mit $. 12. des Nach⸗ 
trages zu den Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 5. Maͤrz 
1856. feſtgeſtellten Normen und Maxima maaßgebend. Der Tarif fuͤr die 
Call⸗Trierer Eiſenbahn ſoll jedoch pro Perſon und beziehungsweiſe pro Zentner 
und Meile, ohne Genehmigung des Staates, niemals niedriger ſein, als fuͤr die 
Bahnſtrecke Call⸗Euskirchen⸗Coͤln, und niemals höher als für die Bahnſtrecke 
von Coͤln über Aachen zur Belgiſchen Grenze. 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, auf Verlangen des 
Staates nach ihrer (der Geſellſchaft) Wahl entweder eine vierte Wagenklaſſe 
einzuführen, oder den Tarif der dritten Wagenklaſſe auf hoͤchſtens 1% Silber: 
groſchen pro Perſon und Meile zu ſtellen. 
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H. 16. 


Um ſoweit als thunlich das Rechnungsweſen fuͤr die Zweigbahn Call⸗ 
Trier zu vereinfachen und zur moͤglichſten Vermeidung einer getrennten Betriebs⸗ 
rechnung wird feſtgeſetzt, daß die genannte Zweigbahn an ſaͤmmtlichen Be⸗ 
triebsausgaben der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft in nachfolgender Weiſe 
partizipirt: N 


A. an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhaͤltniß der 
Laͤnge der Zweigbahn zu den uͤbrigen jeweilig in Betrieb befindlichen 
Bahnen des Rheiniſchen Eiſenbahn-Unternehmens; 


B. an den geſammten Koſten der Bahnverwaltung nach Maaßgabe der 
für die Strecke Call⸗Trier wirklich für die Bahnverwaltung aufgewand: 
ten Ausgaben; 


C. an den Geſammtkoſten der Transportverwaltung nach Maaßgabe der 
fuͤr Call⸗Trier fuͤr die Transportverwaltung wirklich aufgewandten 
Ausgaben, ſoweit dieſe nach einer vorgaͤngigen Vereinbarung mit der 
Staatsbehoͤrde getrennt gebucht werden; 


D. an den Koſten der Transportverwaltung, ſoweit ſolche nicht getrennt 
gebucht werden: 


a) nach Verhaͤltniß der durchlaufenen Lokomotivmeilen bezuͤglich der⸗ 
jenigen Ausgabepoſitionen, welche ihrer Natur nach im Großen 
und Ganzen nach Verhaͤltniß des Lokomotivendienſtes auflaufen, 


b) nach Verhaͤltniß der durchlaufenen Wagenachsmeilen bezuͤglich der 
übrigen Aus gabepoſitionen; 


E. an den Beiträgen zum Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds nach Maaß⸗ 
gabe des Regulativs (F. 9.); 


F. außer den sub D. zu berechnenden Koſten wird in Betreff der fuͤr die 

Benutzung der Betriebsmittel dieſer Zweigbahn und des uͤbrigen Unter⸗ 

nehmens der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit ſolche gemein⸗ 
ſchaftlich ſein wird, zu berechnenden Verguͤtung feſtgeſetzt: 


1) ſaͤmmtliche Lokomotiven nebſt Tendern, ſowie ſaͤmmtliche Perſonen⸗ 
und Guͤterwagen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft koͤnnen ohne 
Ruͤckſicht darauf, fuͤr Rechnung welches Fonds ſie angeſchafft 
worden, für alle Theile des Geſammtunternehmens gemeinſchaftlich 
benutzt werden; ö 


2 in dieſem Falle findet fuͤr jedes Betriebsjahr uͤber die darin ſtatt⸗ 
ge⸗ 
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gehabte Benutzung eine Abrechnung ſtatt, welche in der Weiſe 
erfolgt, daß vier Prozent des geſammten Geldbetrages, welcher 
fuͤr die Beſchaffung (nicht auch fuͤr die Erneuerung) der bezuͤg⸗ 
lichen Betriebsmittel wirklich verausgabt worden, bei den Lokomo⸗ 
tiven nebſt Tendern nach Verhaͤltniß der Lokomotivmeilen und bei 
den Perſonen⸗ und Guͤterwagen nach Verhaͤltniß der Wagenachs⸗ 
Meilen auf jede der beiden Theile des Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Unternehmens repartirt werden, und daß alsdann, ſoweit die alſo 
ermittelten Quoten fuͤr die hier in Rede ſtehende Zweigbahn oder 
für das übrige Unternehmen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
mehr oder weniger betragen als vier Prozent von den aus ihren 
reſp. Fonds wirklich verwendeten Beſchaffungskoſten ihrem Be⸗ 
triebe, wenn der Reinertrag zur vollſtändigen Deckung der Zinſen 
des Anlagekapitals zureicht, die ganze Differenz, ſonſt aber blos 
le derſelben von dem Betriebsfonds der Hauptbahn kreditirt und 
beziehungsweiſe debitirt werden; 


3 


— 


was im Verkehr mit anderen Bahnen an Wagenmiethe aufkommt 
und gezahlt wird, beziehungsweiſe die Differenz zwiſchen dieſer Ein⸗ 
nahme und Ausgabe wird fuͤr jedes Betriebsjahr auf die neue 
Zweigbahn und das uͤbrige Unternehmen der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft nach Verhaͤltniß der Wagenachsmeilen verrechnet. 
Sollten auch fuͤr die Benutzung von fremden Lokomotiven und 
Tendern Verguͤtungen in Einnahme oder Ausgabe kommen, ſo 
partizipiren daran beide Theile des Geſammtunternehmens nach 
Verhaͤltniß der Lokomotivmeilen. 


b. 17. 


Die allgemein feſtgeſtellten Bedingungen in Betreff der Benutzung der 
Eiſenbahnen fuͤr militairiſche Zwecke finden auf die Zweigbahn Call⸗Trier An⸗ 
wendung (Geſetz⸗Samml. für 1843. S. 373.). 


Fuͤr die Beförderung von Truppen, Militaireffeften und ſonſtigen Armee⸗ 
Beduͤrfniſſen auf dieſer Zweigbahn ſollen keine höheren, als die nach dem Re⸗ 
glement vom 1. Mai 1861. fiir die Staatsbahnen geltenden Befoͤrderungsſaͤtze 
in Anwendung kommen. 


NE RE 


Sollten zu irgend einer Zeit die durch Allerhoͤchſte Konzeffiong = Urkunde 
vom 5. März 1856. konzeſſionirten Erweiterungen des Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Unternehmens auf Grund des F. 42, des Geſetzes vom 3. November 1838. 
oder auf Grund beſonderer Vereinbarung auf den Staat uͤbergehen, ſo geht 
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Culn, den 10. A 1866. 
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